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Mit dem Wachstum der Produktivität der Arbeit und der 
Steigerung des Grundmittelbesatzes pro Arbeitsplatz wach­
sen die Anforderungen an Zuverlässigkeit und Disziplin und 
damit an den rechtlichen — auch strafrechtlichen — Schutz 
dieser Prozesse. Die Tatsache der gewachsenen Anforderun­
gen an den Menschen ist bei Fragen der Schuld, der Einschät­
zung des Zusammenhangs zwischen Schuld und verursachten 
Folgen und den rechtlichen Sanktionen zu beachten.8

Die Erziehung von Strafrechtsverletzern (z. B. im Straf­
vollzug) und die Wiedereingliederung aus dem Strafvollzug 
Entlassener wird auf die Anforderungen und Bedingungen 
des wissenschaftlich-technischen Fortschritts eingestellt. Das 
sozialistische Strafrecht trägt auch der Tatsache Rechnung, 
daß der wissenschaftlich-technische Fortschritt zu einer Ver­
änderung in der Struktur der Arbeitskollektive führt. Höhe­
res Kultur- und Bildungsniveau schafft bessere Möglichkei­
ten zur Erziehung von Rechtsverletzern. Andererseits wach­
sen mit der Umgestaltung die Anforderungen an die Eigen­
verantwortlichkeit und persönliche Zuverlässigkeit jedes 
Werktätigen. Schrittweise gelöst werden die Probleme, die 
sich aus der Beseitigung einer größeren Zahl von Arbeits­
plätzen mit unqualifizierten, unschöpferischen und körper­
lich schweren Arbeiten ergeben.

Die weitere Ausprägung der sozialistischen Lebensweise 
fördert sozialistische Verhaltensweisen und Beziehungen in 
allen Bereichen des gesellschaftlichen Lebens. Sie bewirkt 
aktive Mitwirkung an der Gestaltung der gesellschaftlichen 
Verhältnisse, Liebe zu ehrlicher und gesellschaftlich nützli­
cher Arbeit, Achtung des gesellschaftlichen Eigentums und 
des Eigentums anderer Menschen. Sie schließt ein kulturvol­
les Leben ein. Zur sozialistischen Lebensweise gehört die 
kritische Auseinandersetzung mit gesellschaftlichem Fehl­
verhalten.9

Die Darstellung der Grundzüge des sozialistischen Straf­
rechts muß davon ausgehen, daß die Vorbeugung und Be­
kämpfung der Kriminalität und demzufolge auch die Ausge­
staltung und Anwendung des Strafrechts wesentlich durch 
die Klassenauseinandersetzung zwischen Sozialismus und 
Imperialismus beeinflußt wird. Der Einfluß, den diese Klas­
senauseinandersetzung auf das Entstehen, die Struktur, die 
Vorbeugung und Bekämpfung der Kriminalität ausübt, ist 
sehr vielseitig und im einzelnen je nach Deliktsart und mög­
licherweise auch territorial und nach Bevölkerungsgruppen 
unterschiedlich.

Vorbeugung und Bekämpfung der Kriminalität vollzie­
hen sich unter dem sich ständig verschärfenden ideologischen, 
politischen, ökonomischen und militärischen Druck des Im­
perialismus. Das wirkt sich auch auf die Entwicklung der 
Kriminalität und die Möglichkeiten und Methoden ihrer Vor­
beugung und Bekämpfung aus und erfordert ein hohes Maß 
an Wachsamkeit. Zusätzliche Anstrengungen sind zu unter­
nehmen sowie Mittel und Kräfte für den Kampf gegen die 
Kriminalität zu mobilisieren. Andererseits hemmt der Druck 
des Imperialismus die Einschränkung der Kriminalität, ohne- 
allerdings den Kriminalitätsrückgang insgesamt verhindern 
zu können. Der Imperialismus versucht, Konflikte zwischen 
den Menschen und der sozialistischen Gesellschaft zu schaf­
fen oder zu schüren. Rechtsverletzern, die sich wegen Ver­
brechen und Vergehen zu verantworten haben, wird politi­
sche oder juristische Schützenhilfe geleistet und die Tätig­
keit der Sicherheits- und Justizorgane der sozialistischen 
Staaten diffamiert.

Rechtspolitische Grundsätze 
des sozialistischen Strafrechts

Entsprechend seiner Rolle und seinen Aufgaben verwirklicht 
das sozialistische Strafrecht Grundsätze, in denen sein Cha­
rakter zum Ausdruck kommt. Diese Grundsätze verkörpern 
das Wesen der sozialistischen Gesellschaftsordnung und ihre 
Gesetzmäßigkeiten. Sie sind rechtspolitische Leitlinien für 
die Gesetzgebung sowie für die Anwendung und Verwirkli­
chung des Strafrechts. Sie müssen deshalb im Lehrbuch „Straf­
recht“ die gebührende Beachtung finden. Es sind folgende 
Prinzipien näher darzustellen:
— Das Prinzip der sozialistischen Gesetzlichkeit,

— das Prinzip der sozialistischen Demokratie,
— das Prinzip des sozialistischen Humanismus,
— das Prinzip der Anwendung rechtlichen Zwangs bzw. des 

Entzugs oder der Einschränkung von Rechten nur in dem 
erforderlichen Umfang,

— das Prinzip der Gerechtigkeit,
— das Prinzip der Differenzierung und Individualisierung 

der strafrechtlichen Verantwortlichkeit,
— das Prinzip des sozialistischen Internationalismus.

Zusammenwirken des Strafrechts mit anderen Rechtszweigen

Das Lehrbuch muß die Tatsache widerspiegeln, daß zwischen 
dem Strafrecht und anderen Rechtszweigen vielfältige Zu­
sammenhänge und Wechselwirkungen bestehen. Diese erge­
ben sich daraus, daß die Kriminalität sowie ihre Vorbeugung 
und Bekämpfung sehr komplexe, viele Bereiche des gesell­
schaftlichen Lebens berührende Erscheinungen sind. Das 
Lehrbuch muß den Leser darauf orientieren, diese Zusam­
menhänge stets zu beachten und das Zusammenwirken des 
Strafrechts mit anderen Rechtszweigen bewußt zu nutzen.

Die Zusammenhänge ergeben sich aus unterschiedlichen 
Beziehungen und Umständen. So stellen Straftaten meist 
gleichzeitig andere Rechtsverletzungen dar. Ob strafrechtliche 
Verantwortlichkeit vorliegt oder nicht, hängt oftmals von 
der Klärung von Rechtsfragen außerhalb des Strafrechts ab 
(z. B. von der Feststellung der rechtlichen Pflichten des Be­
treffenden in der konkreten Situation). Ursachen und be­
günstigende Bedingungen von Straftaten sind oftmals 
Rechtsverletzungen nichtstrafrechtlicher Art. Die Maßnah­
men der strafrechtlichen Verantwortlichkeit werden auf der 
Grundlage anderer Rechtsvorschriften außerhalb des Straf­
rechts verwirklicht. Schließlich werden neben der strafrecht­
lichen Verantwortlichkeit oftmals andere Arten rechtlicher 
Verantwortlichkeit (z. B. die materielle oder disziplinarische) 
angewandt.

Es wurde bereits darauf hingewiesen, daß das Strafrecht 
wichtige staats- und verfassungsrechtliche Grundprinzipien 
der Vorbeugung und Bekämpfung der Kriminalität normiert. 
Es ist deshalb auf das engste mit dem Staatsrecht verbunden. 
Besondere Zusammenhänge des Strafrechts bestehen aber 
auch mit dem Strafprozeßrecht, dem Verwaltungsrecht, dem 
Arbeitsrechtio und dem Zivilrecht.
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